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A. ERFORDERNISSE UND ZIELSETZUNG DER PLANAUFSTELLUNG GEM. § 1 ABS. 3 BAUGB

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinden Bebauungspläne aufzustellen,

sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung erforderlich ist.

Zur Deckung der hohen Wohnraumnachfrage beabsichtigt die Stadt Hemsbach, die

planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für die Errichtung eines Mehrfamilienhauses

zu schaffen. Es ist vorgesehen, das Vorhaben auf das Grundstück mit der Nr. 2877/3

(westlich der Kreisstraße K4229) zu realisieren. Dieses Grundstück diente in der

Vergangenheit als Standort für die Uhlandschule. Die Uhlandschule hat jedoch bereits

im März 2022 den Schulbetrieb eingestellt. Derzeit werden im ehemaligen

Schulgebäude geflüchteten Personen beherbergt. Diese Nutzung wird bis Juni 2025

noch bestehen bleiben.

Für die Errichtung des Mehrfamilienhauses ist ein Rückbau des ehemaligen

Schulgebäudes erforderlich. Der Grundstückseigentümer Familienheim Rhein-Neckar

ist mit dem hier in Rede stehenden Vorhaben an die Stadt Hemsbach herangetreten.

Der Wille des Grundstückseigentümers steht mit der Pflichtaufgabe der Stadt Hemsbach

in Einklang, der Befriedigung der Wohnraumnachfrage innerhalb des Siedlungsbestands

zu begegnen. Die Umsetzung des Vorhabens erfolgt im Sinne einer nachhaltigen

städtebaulichen Entwicklung und zur Wahrung und Stärkung der bestehenden

Attraktivität der Stadt als Wohnstandort. Zudem stehen in diesem Zusammenhang die

Sicherung einer menschenwürdigen Umwelt, bezahlbaren Wohnraums sowie einer

klimaangepassten und umweltfreundlichen Baulandentwicklung besonders im

Vordergrund (vgl. § 1 Abs. 5 BauGB).

Aus der Gewerbeflächen- und Wohnbedarfsanalyse für die Stadt Hemsbach (05/2019)

geht hervor, dass eine hohe Nachfrage nach Wohnraum besteht und kaum vertretbare

Flächen für den Wohnungsbau vorhanden sind (vgl. S. 6 Ziff. 2.6). In diesem

Zusammenhang wurde ein Wohnungsdefizit von ca. 47 Wohnungen pro Jahr, ca. 845

Wohnungen bis 2035 festgestellt (vgl. ebd.). Darüber hinaus ist die Stadt Hembach

geografisch von Städten umgeben, die nach der Verordnung der Landesregierung als

Gebiete mit einem angespannten Wohnungsmarkt nach § 201a BauGB aufgelistet sind

(z.B. Weinheim, Heidelberg oder Mannheim). Die Stadt Hemsbach ist nicht in der

obengenannten Auflistung aufgeführt, wodurch die Erleichterungen nach § 201a BauGB

nicht greifen. Es kann jedoch nicht gänzlich ausgeschlossen werden, dass eine

Nachfrageverlagerung durch die Umgebung verursacht und so die ohnehin schon hohe

Nachfrage nach Wohnraum in der Stadt Hemsbach weiter gesteigert werden kann.

Dieser Herausforderung möchte die Stadt mit der oben beschriebenen Planung

begegnet. Die Schaffung von Wohnraum wird vorliegend auch durch den Einheitlichen

Regionalplan Rhein-Neckar / ERP unterstützt, der für den betroffenen Bereich

Siedlungsflächen für Wohnen festlegt (vgl. auch Kap. E Ziff. 1).

Vor diesem Hintergrund wird von der Stadt beabsichtigt, für das nachfolgend näher

beschriebene Gebiet einen Angebotsbebauungsplan aufzustellen.

B. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS GEM. § 2 ABS. 1 BAUGB

Zur Erreichung der oben beschriebenen Zielsetzung beabsichtigt die Stadt Hemsbach

für den betroffenen Bereich, Baurecht in Form eines Angebotsbebauungsplanes zu

schaffen. Der Gemeinderat hat aus diesem Grund in seiner Sitzung am 24.06.2024 die

Aufstellung des Bebauungsplanes „An der Stettiner Straße“ beschlossen. Das
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Aufstellungsverfahren des Bebauungsplanes erfolgt im beschleunigten Verfahren gem. 

§ 13a BauGB i.V.m. § 13 BauGB.

Beauftragt mit der Erstellung des Bebauungsplanes wurde das Planungsbüro 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung PartGmbB, Kaiserslautern / Mannheim. 

C. ANWENDUNG DER VERFAHRENSVORSCHRIFTEN DES § 13A I.V.M. § 13 BAUGB

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung

in Verbindung mit § 13 Abs. 2 und Abs. 3 BauGB aufgestellt.

Die hierzu erforderlichen Kriterien sind zu erfüllen:

a. Die bei Durchführung des Bebauungsplanes voraussichtlich versiegelte Fläche

liegt unterhalb des in § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgeführten Schwellenwertes

für die Vorprüfung des Einzelfalls.

b. Die mit der Planung beabsichtigten Vorhaben erfüllen den Tatbestand einer

Maßnahme zur Innenentwicklung.

c. Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach

dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird

weder vorbereitet noch begründet.

d. Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden.

e. Darüber hinaus liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Planung

Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren

Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten

sind.

f. Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht

beeinträchtigt werden.

Die aufgeführten Kriterien a, b, c, d, e und f können vorliegend als erfüllt angesehen 

werden. 

Die erforderlichen Kriterien werden erfüllt: 

Zu a:  Aufgrund der Tatsache, dass der Bebauungsplan eine zulässige überbaubare 

Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 20.000 m2 haben 

wird, kann auf eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 

2 des Baugesetzbuches genannten Kriterien verzichtet werden. 

Zu b: Das aufgeführte Kriterium kann vorliegend als erfüllt angesehen werden. 

Zu c: Das aufgeführte Kriterium kann vorliegend als erfüllt angesehen werden. 

Zu d: Es sind keine Natura 2000-Gebiete im Plangebiet und dessen Umgebung 

ausgewiesen (Quelle: UDO BW 05/2024). Demnach sind auch keine 

Beeinträchtigungen der Schutzgebiete und deren Schutzzwecke zu erwarten. 

Zu e: Das aufgeführte Kriterium kann aufgrund der beabsichtigten Festsetzung eines 

allgemeinen Wohngebietes vorliegend als erfüllt angesehen werden.  

Zu f: Das aufgeführte Kriterium kann vorliegend als erfüllt angesehen werden. 

Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB gelten im beschleunigten Verfahren die Vorschriften des 

vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Somit 

wird in der vorliegenden Bebauungsplanaufstellung von der Umweltprüfung, vom 
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Umweltbericht und von der Angabe in der Bekanntmachung zur Veröffentlichung, welche 

Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der 

zusammenfassenden Erklärung nach § 10a BauGB abgesehen. 

Grundsätzlich kann gemäß § 13a BauGB auf eine frühzeitige Beteiligung der 

Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 

1 BauGB verzichtet (§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) und stattdessen 

die Öffentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 frühzeitig über die Planung unterrichtet werden. 

Um Stellungnahmen Privater sowie sonstigen Trägern öffentlicher Belange frühzeitig bei 

der Planung berücksichtigen zu können, wird von dieser Möglichkeit kein Gebrauch 

gemacht. Eine freiwillige frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wird parallel zur 

frühzeitigen Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange durchgeführt.  

Ebenso gelten im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplanaufstellung zu erwartende 

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der 

planerischen Entscheidung als erfolgt und zulässig. Es besteht somit kein 

Ausgleichserfordernis. 

Gleichwohl wird eine Berücksichtigung der landespflegerischen Zielvorstellungen - 

soweit dies im Rahmen der Realisierung des Vorhabens möglich ist - sowie eine 

Integration der vorgeschlagenen grünordnerischen Maßnahmen im Plangebiet in den 

Bebauungsplan empfohlen. 

Ergänzend wird darauf verwiesen, dass die Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG 

immer zu beachten sind. 

D. GRUNDLAGEN

1. Planungsgrundlagen

Folgende Unterlagen und Informationen wurden bei der Erstellung der Planung

zugrunde gelegt:

▪ Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar / ERP

▪ rechtswirksamer Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft 

Hemsbach/Laudenbach,

▪ Artenschutzrechtliche Voreinschätzung von BBP Stadtplanung Landschaftsplanung

(Kaiserslautern / Mannheim), übermittelt im Januar 2025,

▪ Artenschutzrechtliche Beurteilung im Rahmen der Umweltbaubegleitung von Viriditas

(Weiler), übermittelt im Juli 2025,

▪ Architekturplanung von Familienheim Rhein-Neckar e.G. (Mannheim), übermittelt im

Juli 2024,

▪ Bodensondierung von Tintelnot Consult GmbH (Heidelberg), übermittelt im Juli 2024,

▪ Ermittlung der Lärmeinwirkungen und der maßgeblichen Außenlärmpegel von

Rekowski und Partner mbB (Weinheim), übermittelt im August 2024,

▪ Wasserhaushaltsbilanz von fmz-Ingenieure GmbH (Karlsruhe), übermittelt

im Juni 2025,

▪ Abfragen des Geoportal BW,

▪ Ortsbegehung BBP, 10/2024.
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Die der Planung zugrundeliegenden Gutachten, Pläne und sonstigen Vorschriften 

(Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschrift en) können bei der Stadt 

Hemsbach, Fachbereich 2 Planung und Technik (Hildastraße 12, 69502 Hemsbach) 

eingesehen werden. 

2. Stadt Hemsbach

Die Stadt Hemsbach befindet sich im Nordwesten von Baden-Württemberg und ist dem

Rhein-Neckar-Kreis zugehörig. Die Stadt befindet sich an einer großräumigen

Entwicklungsachse zwischen Mannheim und Heidelberg. Die nächstgelegenen

Mittelzentren sind Viernheim (Hessen) und Weinheim im Süden sowie Heppenheim

(Hessen) im Norden. Die naheliegenden Oberzentren sind Mannheim und Ludwigshafen

am Rhein im Südwesten sowie Heidelberg im Süden (siehe auch nachfolgende

Abbildung).

Geografische Lage der Stadt Hemsbach (Quelle: Geoportal BW, 09/2024) 

3. Lage und Größe des Plangebiets / Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs

Das Plangebiet befindet sich im südlichen Teil der Stadt Hemsbach westlich der

Kreisstraße K4229 sowie der Bahntrassen. Nördlich und westlich vom Plangebiet grenzt

Wohnbebauung an. Im Süden befindet sich der katholische Kindergarten.

Die ungefähre Lage des Plangebiets kann der nachfolgenden Abbildung entnommen

werden:



Stadt Hemsbach Bebauungsplan „An der Stettiner Straße“ 

und örtliche Bauvorschriften  

Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB  Satzungsfassung

Seite 8 von 35  BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-

kl.de 

Lage des Plangebiets im Siedlungsgefüge 

Quelle: Geoportal BW, 08/2024 

Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes ist der 

nachfolgenden Abbildung zu entnehmen. Das Plangebiet umfasst eine Größe von 

etwa 0,8 ha.  
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Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes „An der Stettiner Straße“; 

Quelle: BBP Kaiserslautern / Mannheim   

4. Bestandssituation

Beim Geltungsbereich handelt es sich größtenteils um eine versiegelte Fläche. Neben

dem ca. 1.800 m2 großen (Grundfläche), einstöckigen Bestandsgebäude befinden sich

am westlichen sowie am östlichen Rand des Plangebiets mehrere Gehölzstrukturen.

Nördlich und westlich grenzt Wohnbebauung in Form von Reihen- und Mehr-

familienhäusern an. Südwestlich vom Plangebiet befindet sich das Peter-Delp-

Gemeindehaus, südlich der katholische Kindergarten. Im Osten grenzen die K4229

sowie die Bahntrassen an. Das Plangebiet wird im Wesentlichen über die östlich

gelegene Carl-Benz-Straße, über die südliche Gottlieb-Daimler-Straße sowie über die

Blick vom Innenhof auf die Bäume entlang der 
westlichen Plangebietsgrenze 

Asphaltierte Fläche im Innenhofbereich (Blick in 
Richtung Südosten)  
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westliche Stettiner Straße erschlossen. Letztere befindet sich teilweise innerhalb des 

Plangebiets. Der Bahnhof Hemsbach befindet sich etwa 400 m nördlich vom Plangebiet. 

Plangebiets im Luftbild (weiß gestrichelte Umgrenzung); 

Quelle: Geoportal BW, 09/2024 

Die an das Plangebiet angrenzenden nördlichen sowie westlichen Grundstücke sind 

durch Wohnnutzung geprägt. Mit der südlich angrenzenden Kita sowie das südöstlich 

angrenzende Gemeindezentrum Peter-Delp-Gemeindehaus finden sich auch zwei 

soziale Nutzungen. Östlich vom Plangebiet befinden sich die Kreisstraße 4229 sowie die 

Bahntrassen mit Verbindung nach Laudenbach im Norden sowie nach Weinheim im 

Süden.  

In der näheren Umgebung des Plangebiets (vgl. nachfolgende Abbildung) befinden sich 

u. A. noch weitere nennenswerte Nutzungen:

▪ im Süden ein Lebensmittelhersteller,

▪ südöstlich das Seniorenzentrum, eine Apotheke sowie ein Augenoptikgeschäft,

▪ nordwestlich der Bauhof, die Evangelisch-Freikirchliche Gemeinde sowie weitere,

kleinteilige Dienstleistungsunternehmen.

Die nächstgelegenen Lebensmittelmärkte (nicht in der unteren Abbildung dargestellt) 

befinden sich ca. 1 km nördlich vom Plangebiet. Die unmittelbar angrenzende Bebauung 

sowie das nähere Umfeld sind vorwiegend durch Wohnnutzung geprägt, weisen jedoch 

zugleich eine kleinteilige Mischung ergänzender Nutzungen auf. 

KITA KIRCHE 
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Plangebiets mit näherer Umgebung im Luftbild (weiß gestrichelte Umgrenzung); 

Quelle: Geoportal BW, 06/2025 

E. VORGABEN ÜBERGEORDNETER PLANUNGEN

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der

Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines

Bebauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall sind dies insbesondere nach-

folgende Aspekte:

1. Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar / ERP

Im seit Dezember 2014 geltenden Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar ist das

Plangebiet als „Siedlungsfläche Wohnen (N) 1 “ festgelegt. Östlich vom Plangebiet

befindet sich eine regionale Straßenverbindung (N) sowie eine überregionale Schienen-

verbindung (N). Mit der vorliegend geplanten Festsetzung eines Allgemeinen Wohn-

gebietes gem. § 4 BauNVO stehen dem Planvorhaben keine Vorgaben des

Regionalplanes entgegen.

1 (N): Nachrichtliche Übernahme aus dem Landesentwicklungsprogramm gem. § 11 LplG 

Seniorenzentrum 

Apotheke 

Optiker 
Lebensmittel 

Bauhof 
Kirche 
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Ungefähre Lage des Geltungsbereichs im einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar (weiß eingekreist); 

(Quelle: Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar vom 15.12.2014, Raumnutzungskarte – Blatt Ost) 

2. Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Hemsbach/Laudenbach

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft

Hemsbach/Laudenbach wird das hier in Rede stehende Plangebiet überwiegend als

Fläche für Gemeinbedarf dargestellt. Nordöstlich ist lediglich ein kleiner Teil der Fläche

als Wohnbaufläche dargestellt. Der vorliegende Bebauungsplan sieht für den gesamten

Geltungsbereich vor, ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO festzusetzen. Dies

entspricht nicht der Darstellung im Flächennutzungsplan. Insofern ist der

Flächennutzungsplan gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung

anzupassen. Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Stadtgebiets wird dadurch

nicht beeinträchtigt.
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Lage des Plangebiets im Flächennutzungsplan (weiß eingekreist);  

Quelle: Rechtswirksamer Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Hemsbach/Laudenbach, 

rechtswirksam seit 07.10.2016 

F. FACHPLANERISCHE VORGABEN UND RAHMENBEDINGUNGEN

1. Natur- und artenschutzrechtliche Rahmenbedingungen

1.1. Schutzgebiete und -objekte 

1.1.1. Internationale Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine 

▪ Vogelschutzgebiete oder

▪ Gebiete der Ramsar-Konvention

ausgewiesen (Quelle: LUBW 01/2025). 

Das nächstgelegene FFH-Gebiet „Weschnitz, Bergstraße und Odenwald bei Weinheim“ 

(6417341) liegt in ca. 850 m östlicher Entfernung des Plangebietes (siehe nachfolgende 

Abbildung).  
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 FFH-Gebiet 

Lage des Plangebietes (rot gekennzeichnet) zu dem nächstgelegenen FFH-Gebiet (Quelle: LUBW 

01/2025) 

Erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens sind aufgrund der Entfernung und der 

Lage des Plangebietes innerhalb eines bereits bebauten Siedlungsbereiches demnach 

nicht zu erwarten. 

1.1.2. Nationale Schutzgebiete und -objekte gemäß §§ 23-29 BNatSchG, §§ 28-31 

NatSchG-BW sowie gemäß § 32 LWaldG 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine 

▪ Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG und § 28 NatSchG,

▪ Nationalparke, Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG,

▪ Biosphärenreservate nach § 25 BNatSchG,

▪ Landschaftsschutzgebiete nach § 26 BNatSchG,

▪ Naturparke nach § 27 BNatSchG und § 29 NatSchG

▪ Naturdenkmäler (ND) nach § 28 BNatSchG und § 30 NatSchG,

▪ Geschützte Landschaftsbestandteile (LB) nach § 29 BNatSchG und § 31 NatSchG

sowie

▪ Waldschutzgebiete nach § 32 LWaldG

ausgewiesen (Quelle: LUBW 01/2025). 

In ca. 600 m östlicher Entfernung befinden sich das Landschaftsschutzgebiet 

„Bergstraße-Nord“ (Schutzgebiets-Nr. 2.26.043) sowie der Naturpark „Neckartal-

Odenwald“ (Schutzgebiets-Nr. 3). In über 1 km Entfernung befinden sich das 

Landschaftsschutzgebiet „Rohrwiesen und Gänswiesen“ (Schutzgebiets-Nr. 2.26.029) 

sowie die Naturschutz-gebiete „Rohrwiesen und Gänswiesen“ (Schutzgebiets-Nr. 

2.113), „Schafhof-Teufels-loch“ (Schutzgebiets-Nr. 2.147) und „Steinbruch Sulzbach“ 

(Schutzgebiets-Nr. 2.056) (siehe nachfolgende Abbildung). 
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Lage des Plangebietes (rot gekennzeichnet) zu den nächstgelegenen Schutzgebieten (Quelle: LUBW 

01/2025) 

Erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens auf die oben genannten Schutzgebiete 

sind aufgrund der Entfernung und der Lage des Planungsgebietes innerhalb eines 

bereits bebauten Siedlungsbereichs sowie der künftigen Nutzung demnach nicht zu 

erwarten. 

1.1.3. Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine 

▪ Überschwemmungsgebiete und

▪ Heilquellenschutzgebiete

ausgewiesen (Quelle: LUBW 01/2025). 

Das nächstgelegene Überschwemmungsgebiet (HQ 100) befindet sich ca. 350 m 

westlich des Plangebietes (siehe nachfolgende Abbildung). 
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Lage des Plangebietes (rot gekennzeichnet) zu den Überschwemmungsgebieten (Quelle: LUBW 01/2025) 

Da das Vorhaben weiterhin eine wohnbauliche Nutzung vorsieht, sind keine erheblichen 

Auswirkungen auf die oben genannten Schutzgebiete zu erwarten. 

▪ Trinkwasserschutzgebiete

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutz-

gebiets „WZV Badische Bergstraße, Weinheim“ (226040). 
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Lage des Plangebietes (rot gekennzeichnet) innerhalb der Wasserschutzgebiete (Quelle: LUBW 01/2025) 

Gegenüber der Bestandssituation ist keine Verschlechterung und demnach auch keine 

erhebliche Auswirkung auf das Schutzgebiet zu erwarten.  

1.1.4. Gesetzlich geschützte und schutzwürdige Biotope 

Für das Plangebiet selbst sind keine 

▪ Gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG bzw. § 33 LNatSchG sowie

▪ FFH-Lebensraumtypen

ausgewiesen (Quelle: LUBW 01/2025). 

Bei dem nächstgelegenen geschützten Biotop handelt es sich um „Gehölze 'Besenäcker' 

SW Hemsbach“ (Biotop-Nr. 164172260220) in ca. 340 m westlicher Entfernung (siehe 

nachfolgende Abbildung). 
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Lage des Plangebietes (gelb gekennzeichnet) zu den nächstgelegenen geschützten Biotopen (Quelle: 

LUBW 01/2025) 

Erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens sind aufgrund der Entfernung demnach 

nicht zu erwarten. 

1.2. Artenschutz 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine artenschutzrechtliche 

Voreinschätzung vom Büro BBP Kaiserslautern / Mannheim durchgeführt. Hierzu wurde 

das Planungsgebiet bei einer Begehung am 31.10.2024 begutachtet. Neben den 

vorhandenen Biotopstrukturen und Beobachtungen während der Begehung wurden 

auch verfügbare Informationen aus den einschlägigen Fachinformationssystemen (ZAK, 

LAK Amphibien und Reptilien) für die Stadt Hemsbach an der Stettiner Straße 

berücksichtigt. 

Die artenschutzrechtliche Voreinschätzung (als Anhang beigefügt 12/2024) kommt 

zusammengefasst zu folgendem Ergebnis: 

Das Plangebiet ist zu einem Großteil voll- oder teilversiegelt. Es befinden sich jedoch 

mehrere Gehölze, insbesondere entlang der östlichen und westlichen Geltungsbereichs-

grenze. Bei den Gehölzen an der östlichen Grenze handelt es sich um drei 

amerikanische Roteichen und zwei Vogelkirschen, diese sollten erhalten bleiben. 

Südlich des Bestandsgebäudes befindet sich eine Grünfläche und mehrere Einzel-

bäume. Die Bäume weisen teilweise Höhlen bzw. Astlöcher und Spalten auf, die 

potenziell als Brut- bzw. Quartierstätte genutzt werden könnten.  

Für die meisten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie geschützten Arten kann ein 

Vorkommen im Plangebiet aufgrund ihrer landesweiten Verbreitung und / oder fehlender 

Habitatsstrukturen ausgeschlossen werden und somit auch erhebliche Auswirkungen 

auf diese. 

Damit Verbotstatbestände gemäß §44 BNatSchG insbesondere im Hinblick auf 

Fledermäuse und Vögel vermieden werden, sind folgende Vermeidungsmaßnahme zu 

beachten. 
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▪ V1 Brutvogel- und Fledermausschutz bei den Rodungsarbeiten

▪ V2 Gebäudekontrolle vor Bau-, Sanierungs- oder Abrissmaßnahmen

▪ V3 Insektenfreundliche Außenbeleuchtung

▪ V4 Ergänzende Erfassungen von Reptilien

▪ V5 Ökologische Baubegleitung (ÖBB) mit Beginn der Ausführungsplanung

Von einer ausführlichen Beschreibung wurde hier abgesehen, dies kann der 

artenschutzrechtlichen Voreinschätzung entnommen werden.  

Darüber hinaus wurde vom Büro Viriditas eine Artenschutzrechtliche Beurteilung im 

Rahmen der Umweltbaubegleitung (07/2025) erarbeitet. In der Untersuchung wurden 

Reptilien, Vögel und Fledermäuse im Plangebiet untersucht. Das Gutachten kommt zum 

Ergebnis, dass das Planvorhaben aus artenschutzrechtlicher Sicht unkritisch zu sehen 

ist. Es liegt aktuell keine Betroffenheit planungsrelevanter europarechtlich bzw. streng 

geschützter Arten vor. Eine Umsetzung der Planungsabsicht ist somit ohne das Eintreten 

der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG möglich. 

2. Altlasten

Im Plangebiet ist im Bodenschutz- und Altlastenkataster folgende Fläche verzeichnet:

04568-000 Großbäckerei, Stettiner Str. 14, Hemsbach. Diese Fläche wurde am

07.02.2006 für den Wirkungspfad Boden-Grundwasser auf Beweis-niveau 1 mit dem

Handlungsbedarf A bewertet. In diesem Zusammenhang sollte auf die in Ziff. 2 erläuterte

Meldepflicht im Kap. „Hinweise und Empfehlungen ohne Festsetzungscharakter“ der

textlichen Festsetzungen verwiesen werden.

3. Bodenuntersuchung

Im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung wurde eine Bodensondierung vom Fachbüro

Tintelnot Consult GmbH, Stand 07/2024, durchgeführt. Die Untersuchung führt zu dem

Ergebnis, dass eine Versickerungsfähigkeit des Bodens nicht gegeben ist und die

Entwässerung zum Teil somit auch über das öffentliche Kanalsystem erfolgen muss.

Weitere Maßnahmen zur Regenwasserbeseitigung erfolgen insbesondere auch durch

Verdunstung (vgl. nachfolgende Ziffer). Aus der Bodenuntersuchung ergeben sich

derzeit keine negativen Auswirkungen für die vorliegenden Bebauungsplanung.

4. Wasserhaushaltsbilanz / Regenwasserbewirtschaftung

Beim Umgang mit Niederschlagswasser ist grundsätzlich jener Zustand wünschenswert,

der vorherrscht, wenn keine Bebauung vorhanden ist. Im Fall der „grünen Wiese“, bei

der die Flächen nicht befestigt sind, wird der Großteil des Niederschlages auf der Fläche

zurückgehalten und nur ein geringer Teil kommt zum Abfluss. Dieser fließt der

natürlichen Vorflut zu. Ziel der Niederschlagswasserbewirtschaftung ist es daher,

insbesondere durch Verdunstung, Rückhaltung und Versickerung, sich dem natürlichen

Wasserhaushalt anzunähern.

In diesem Zusammenhang hat die fmz GmbH (Karlsruhe) zum vorliegenden Bebauungs-

plan eine Wasserhaushaltsbilanz sowie ein Niederschlagswasserbewirtschaftungs-

konzept erarbeitet und vorgelegt. Darin wurden verschiedene Maßnahmen und

Empfehlungen formuliert, die positive Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zulassen

und im hier in Rede stehenden Bebauungsplan Berücksichtigung finden. So werden über

die Festsetzungen der Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (vgl. Ziff. 6 Textfestsetzungen) unter
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anderem folgende Maßnahmen festgesetzt, die im Zusammenhang mit der 

Niederschlagswasserbewirtschaftung von entscheidender Bedeutung sind: 

▪ Erhalt von Bäumen,

▪ Begrünung der Tiefgarage,

▪ Begrünung der nicht bebauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke,

▪ wasserdurchlässige Bodenbeläge,

▪ Dachbegrünung.

Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen ermöglichen eine in Verbindung mit 

dem architektonischen Konzept wirksame Niederschlagswasserbewirtschaftung und 

unterstützen so eine wassersensible Siedlungsentwicklung. 

5. Lärmschutz

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde die Erarbeitung einer

schalltechnischen Untersuchung erforderlich, da das Plangebiet sich in räumlicher Nähe

zu verschiedenen Lärmquellen befindet (Verkehrslärm / Schienenlärm). In dem

Gutachten wurde untersucht, ob eine Wohnnutzung aus schalltechnischer Sicht zulässig

ist bzw. mit welchen Maßnahmen, ein ausreichender Schallschutz sichergestellt werden

kann. Im Gutachten wurde die Variante „Nullfall“ (Zustand im unbebauten Grundstück)

sowie die Variante „Planfall“ (Zustand im bebauten Grundstück) betrachtet. Die

berechneten Beurteilungspegel wurden für Straßen- und Schienenverkehr getrennt

dargelegt und summiert, sowie die maßgeblichen Außenlärmpegel dargestellt, jeweils

für den Tag- und Nachtzeitraum. Das sind folgende Berechnungswerte:

Fassadenpunkte – Maßgebliche Außenlärmpegel (Maximalwert) 

In Höhe 3. Obergeschoss  

(Quelle: vRR von Rekowski und Partner mbB) 

Auf Basis der im Gutachten errechneten Maximalwerte der maßgeblichen Außen-

lärmpegel (vgl. auch Ziff. z der textlichen Festsetzungen), wurden im Bebauungsplan 
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Regelungen getroffen, die Lärmschutzmaßnahmen in Wohnbereichen (z. B. Anordnung 

fensterunabhängiger Lüftungselemente) sowie in Außenwohnbereichen (z. B. 

abschirmende Maßnahmen wie die Ausführung von geschlossenen Brüstungen) 

vorsehen. Mit der Einhaltung der geregelten Maßnahmen kann der Schallschutz für das 

hier in Rede stehenden Plangebiet sichergestellt werden. 

Darüber hinaus wurden – trotz der vorliegenden Angebotsbebauungsplanung – die 

lärmbetroffenen Fassadenabschnitte des zukünftigen Gebäudes in den textlichen 

Festsetzungen dargestellt (vgl. Ziff. 7). Diese Darstellung erscheint aus städtebaulicher 

Sicht sinnvoll, da eine sehr weitgehende Vorfestlegung hinsichtlich der Gebäudeform, -

ausrichtung und -positionierung des Gebäudes vorliegt. Dies äußert sich u. a.  durch die 

konkreten bauplanerischen Vorstellungen der Stadt Hemsbach und des Bauherrn (u-

förmiges Gebäude), die eng gesetzte Baugrenzen, die die Gebäudeform begünstigen 

oder durch die enge Abstimmung zwischen Stadt Hemsbach und Bauherr (ins-

besondere besteht die Möglichkeit dies im städtebaulichen Vertrag zu regeln). Aus den 

vorgenannten Gründen ist die spätere Realisierung in ihren grundsätzlichen baulichen 

Strukturen bereits absehbar. Durch die Übernahme der Maßnahmenvorschläge aus dem 

Gutachten im Bebauungsplan sowie die Darstellung der lärmbetroffenen 

Fassadenabschnitte werden die Belange des Lärmschutzes und somit die allgemeinen 

Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- 

und Arbeitsbevölkerung im erforderlichen Maß berücksichtigt.  

6. Erschließung

Die infrastrukturelle Ver- und Entsorgung des Plangebietes (Verkehr, Energie, Wasser,

Telekommunikation) ist über die bestehenden Leitungsnetze sichergestellt.

7. Sonstiges

Weitere Fachplanungen und sonstige Rahmenbedingungen, die ggf. im Widerspruch zur

vorliegenden Planung stehen oder vorhandene Zielvorstellungen von Fachplanungen

und sonstigen Rahmenbedingungen, die eine Bebauung innerhalb des Geltungs-

bereichs des Bebauungsplans ausschließen oder einschränken könnten, sind nicht

bekannt.

G. LANDESPFLEGERISCHE BEWERTUNG DER PLANUNG

1. Hinweise zur Anwendung des § 13a BauGB

Die Anwendung des § 13a BauGB ermöglicht es, von der Durchführung einer Umwelt-

prüfung nach § 2a BauGB sowie von der Überwachung nach § 4c BauGB abzusehen.

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB sind

allerdings nach wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei

eine Pflicht zur Kompensation möglicher erheblicher Auswirkungen auf Natur und Land-

schaft nicht besteht, da Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu

erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen

Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten.

Gleichwohl wird eine Berücksichtigung der landespflegerischen Zielvorstellungen - so-

weit dies im Rahmen der Realisierung des Vorhabens möglich ist - sowie eine Integration

der vorgeschlagenen landespflegerischen / grünordnerischen Maßnahmen im Plan-

gebiet in den Bebauungsplan empfohlen.
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Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass – unabhängig von der Anwendung des § 13a 

BauGB – die Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG immer zu beachten sind. 

2. Bestandssituation sowie Auswirkungen der Planung auf die einzelnen

Schutzgüter

Das ca. 0,8 ha große Plangebiet befindet sich im südlichen Teil der Stadt Hemsbach und

umfasst bereits ein Bestandsgebäude (ehemalige Uhlandschule) und Stellplatzflächen.

Der Großteil des Plangebietes ist versiegelt, es befinden sich jedoch auch mehrere

Gehölze, insbesondere entlang der östlichen und westlichen Geltungsbereichsgrenze.

Südlich des Bestandsgebäudes befinden sich eine Grünfläche und mehrere

Einzelbäume.

Die Stellplatzflächen östlich des Bestandsgebäudes sind teilweise geschottert und durch

eine Lärmschutzwand in Form von Gabionen abgegrenzt. Entlang der Stettiner Straße

befinden einzelne größere Gehölze sowie Gebüsch- bzw. Strauchgruppen.

Westlich des Bestandsgebäudes stehen mehrere Einzelbäume im Innenhof. Einige der

Bäume weisen aufgrund ihres Alters und Stammumfangs mehrere Astlöcher und

Spalten auf.

In direkter Nachbarschaft an den Geltungsbereich grenzt nördlich und westlich

Wohnbebauung in Form von Reihen- und Mehrfamilienhäusern an. Südlich und

südwestlich vom Plangebiet befinden sich das Peter-Delp-Gemeindehaus und der

katholische Kindergarten. Östlich des Plangebietes grenzen die Kreisstraße K4229,

Gleisanlagen sowie Anlagen zum Lärmschutz an.

2.1. Schutzgut Fläche 

Da es sich bei dem Plangebiet bereits um eine anthropogen vorbelastete Siedlungs-

fläche im Innenbereich handelt, ist von keiner erheblichen Auswirkung auf das Schutzgut 

Fläche zu rechnen. 

Eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme in Form von Neuversiegelung ergibt sich in 

einem geringen Umfang im Randbereich der Planungsgrenze. Dort kommt es zum 

Verlust der Grün- und Gehölzstrukturen durch die Erweiterung des Gebäudes, den 

Neubau der Tiefgarage sowie der Zufahrt zur Tiefgarage. Im westlichen Teil geht 

Grünfläche durch die Erweiterung der Stellplätze verloren, die dort stehenden Bäume 

sind zu erhalten. 

2.2. Schutzgut Boden 

Gemäß der Bodenübersichtskarte im Maßstab 1:200.000 (ÜK200) liegt das Plangebiet 

in der bodenkundlichen Einheit „Auenpararendzinen und Braune Auenböden“. Wegen 

der innerörtlichen Lage des Plangebietes gibt die Bodenkarte von Baden-Württemberg 

im Maßstab 1:50.000 (BK50), keine bodenkundliche Einheit an. Diese Bereiche gelten 

als anthropogen veränderte Böden des Siedlungskörpers. 

Aufgrund der Vornutzung wurde das Schutzgut Boden in der Vergangenheit bereits stark 

beeinträchtigt. Durch die großflächige Versiegelung wurden biologisch aktive 

Bodenflächen und deren natürliche Bodenfunktionen bereits überformt und gingen 

verloren. 

Die geplanten Änderungen finden somit größtenteils auf vorbelasteten versiegelten 

Flächen statt. Im Zuge des Bauvorhabens erfolgt durch die Erweiterung des Gebäudes 

ein Verlust der Grün- und Gehölzstrukturen im Bereich der Geltungsbereichsgrenze. Im 
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westlichen Bereich erfolgt die Erweiterung der Stellplätze. Durch den Neubau eines 

Mehrfamilienhauses inklusive Tiefgarage erfolgt im Planungsbereich eine bauliche 

Nachverdichtung und zusätzliche Versiegelung, die sich entsprechend auf den Boden- 

und Wasserhaushalt des Planungsgebietes auswirken. 

Für das Plangebiet sind derzeit keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Boden-

veränderungen oder Verdachtsflächen bekannt. 

(Quelle: Kartenviewer des Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Baden-

Württemberg; https://maps.lgrb-bw.de/ abgerufen 01/2025) 

2.3. Schutzgut Wasser 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Hydrogeologischen Einheit „Quartäre/Pliozäne Sande 

und Kiese im Oberrheingraben (Grundwasserleiter). 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine Überschwemmungs-

gebiete und Heilquellenschutzgebiete ausgewiesen. Das nächstgelegene Überschwem-

mungsgebiet (HQ 100) befindet sich ca. 350 m westlich des Plangebietes (siehe Kapitel 

F.1.1.3.)

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutz-

gebiets „WZV Badische Bergstraße, Weinheim“ (226040). Gegenüber der 

Bestandssituation ist keine Verschlechterung und demnach auch keine erhebliche 

Auswirkung auf das Schutzgebiet zu erwarten. 

Aufgrund der Vornutzung gingen in der Vergangenheit bereits Versickerungsflächen 

verloren und auch die Grundwasserneubildungsrate wurde reduziert. Durch die 

Neuversiegelung von bisher unversiegelten Flächen ergeben sich entsprechende 

nachteilige Auswirkungen auf den Wasserhaushalt (Versickerungs- und 

Grundwasserneubildungsrate) des Plangebietes. 

(Quelle: LUBW 01/2025). 

2.4. Schutzgut Luft / Klima 

Durch Bebauung versiegelte Bereiche heizen sich schneller auf und speichern die 

Wärme länger als unversiegelte Flächen. Durch die Planung gehen die Grünflächen und 

kleinklimatisch wirksamen Gehölze, die das Planungsgebiet eingrünen, verloren. Daher 

sind die Gehölze im Bereich der zukünftigen Stellplätze zu erhalten. 

Darüber hinaus sind zusätzliche Grünstrukturen in Form von extensiver Dachbegrünung 

(nicht überbauter Teil der Tiefgarage) zu schaffen. Im Vergleich zur Bestandssituation 

ist zunächst eine Verschlechterung der kleinklimatischen Situation zu erwarten. 

2.5. Schutzgut Orts- und Landschaftsbild / Erholung 

Das Planungsgebiet zeichnet sich bereits durch einen hohen Versieglungsgrad aus. Die 

ehemalige Schule wurde zuletzt als Flüchtlingsunterkunft genutzt und soll nun 

abgerissen werden. Stattdessen ist der Bau eines Mehrfamilienhauses geplant. In der 

näheren Umgebung im nördlichen und westlichen Bereich schließt sich ebenfalls 

Wohnbebauung in Form von Reihen- und Mehrfamilienhäusern an. Die Höhe des 

geplanten Mehrfamilienhauses übersteigt die des ehemaligen Schulgebäudes, sie 

orientiert sich jedoch an den Bestandshöhen der nördlich angrenzenden Wohn-

bebauung. 

https://maps.lgrb-bw.de/
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Die Wohnanlage ist U-förmig geplant und im westlichen Bereich der nicht überbauten 

Tiefgarage soll ein begrünter Innenhof mit verschiedenen Grünstrukturen entstehen, 

welcher das Plangebiet aufwertet. 

Im östlichen Teilbereich sind oberirdische Stellplätze geplant, dort sollten die vorhan-

denen großen Gehölze erhalten bleiben. 

2.6. Schutzgut Arten und Biotope 

Ein Großteil des Plangebietes ist bereits versiegelt, es befinden sich jedoch auch 

mehrere Gehölze, insbesondere entlang der östlichen und westlichen 

Geltungsbereichsgrenze. Südlich des Bestandsgebäudes befindet sich eine Grünfläche 

und mehrere Einzelbäume. 

Die Stellplatzflächen östlich des Bestandsgebäudes sind teilweise geschottert und durch 

eine Lärmschutzwand in Form von Gabionen abgegrenzt. Entlang der Stettiner Straße 

befinden sich drei amerikanische Roteichen (Quercus rubra), zwei Vogelkirschen 

(Prunus avium) sowie Gebüsch bzw. Strauchgruppen (u.a. Roter Hartriegel (Cornus 

sanguinea), Brombeere (Rubus spec.)). 

Westlich des Bestandsgebäudes stehen mehrere Einzelbäume im Innenhof, 

überwiegend Ahornbäume (Acer ginnala, Acer Platanoides faassens black, Acer rubrum 

autumns blaze) sowie mehrere Birken (Betula pendula) und drei Urweltmammutbäume 

(Metasequoia glyptostroboides) mit Baumhöhen von ca. 15 m. Darüber hinaus stehen 

eine Sal-Weide (Salix caprea) an der nordwestlichen Plangebietsgrenze sowie eine 

Rosskastanie (Aesculus hippocastanum) in der Grünfläche im südlichen Plangebiet. 

Einige der Bäume weisen aufgrund ihres Alters und Stammumfangs mehrere Astlöcher 

und Spalten auf. 

Die bereits durchgeführte Artenschutzrechtliche Voreinschätzung hat ergeben, dass das 

Plangebiet aufgrund seiner Habitatausstattung potentiellen Lebensraum für Vögel, 

Fledermäuse und Reptilien (Mauereidechse) bietet. Um unnötige Wiederholungen zu 

vermeiden, wird an dieser Stelle auf die Ausführungen in Kapitel F.1.2 verwiesen. 

Durch die Überplanung sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine seltenen oder 

gefährdeten Pflanzenarten bzw. Pflanzengesellschaften betroffen. Gesetzlich 

geschützte Biotope sind ebenfalls nicht betroffen. 

Als Hinweis lässt sich anmerken, dass die Stadt Hemsbach aktuell eine 

Baumschutzsatzung in Bearbeitung hat und diese, sobald gültig, bei Verlust von 

größeren Gehölzen zu beachten ist. 

2.7. Schutzgut Mensch 

Der Mensch kann in vielerlei Hinsicht unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt werden, 

wobei sich Überschneidungen mit den übrigen zu behandelnden Schutzgütern ergeben. 

Relevant sind allein solche Auswirkungen, die sich auf die Gesundheit und das 

Wohlbefinden des Menschen beziehen, nicht jedoch solche, die wirtschaftliche oder 

sonstige materielle Grundlagen betreffen. 

Im Zuge des Planvorhabens wurde ein Schallschutzgutachten erstellt (siehe Kapitel 

L.1.2). Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden die maßgeblichen Lärmwerte

im Bestand überschritten. Daher werden im Gutachten Maßnahmen aufgezeigt, wie die

negativen Schallauswirkungen bewerkstelligt werden können.
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Erkenntnisse über Altablagerungen/Altlasten oder schädliche Bodenverunreinigungen, 

die eine Nutzung der Flächen beeinträchtigen könnten oder weitergehende 

Erkundungen erforderlich machen würden, liegen nicht vor. 

Erhebliche Vorbelastungen durch Lichtverschmutzung oder auch thermische Belastung, 

die über das innerörtliche Maß hinausgehen, bestehen für das Plangebiet und dessen 

Umfeld nicht. Solche sind auch durch das Planvorhaben nicht zu erwarten. 

2.8. Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Kultur und sonstige Sachgüter sind für den Geltungsbereich nicht bekannt. Erhebliche 

Beeinträchtigungen auf das Schutzgut sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu er-

warten. 

2.9. Wirkungsfaktoren und Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Über die bereits dargestellten Auswirkungen hinausgehende erhebliche Wechsel-

wirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern sind nach derzeitigem Kenntnisstand 

nicht zu erwarten. 

3. Landespflegerische Zielvorstellungen sowie Vorschläge zu grünordnerischen

Maßnahmen im Plangebiet

Im Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1

BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten

sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung

erfolgt oder zulässig.

Aufgrund der Bestandssituation, die im Plangebiet bereits ein hohes Maß an Versieglung

aufweist, ist es umso wichtiger, bei der Überplanung der vorhandenen Strukturen darauf

zu achten, ausreichend Grünstrukturen zu schaffen, die nicht nur aus ökologischer und

mikroklimatischer Sicht, sondern auch im Hinblick auf das Wohlbefinden der Menschen

einen wertvollen Beitrag leisten. Durch die Begrünung der Dächer kann zusätzlicher

Retentionsraum geschaffen werden. Eine Kombination von Dachbegrünung und

Photovoltaikanlagen ist möglich und kann zudem zu einer Leistungssteigerung der

Module durch Senkung der Umgebungstemperatur durch Begrünung führen.

Aus diesem Grund wird empfohlen, folgende landespflegerische / grünordnerische Maß-

nahmen in die Planung einfließen zu lassen:

▪ Erhalt von vorhandenen Gehölzstrukturen

▪ Begrünung des nicht überbauten Teils der Tiefgarage

▪ Begrünung der nicht überbauten Grundstücksfläche

▪ Dachbegrünung

▪ Dachbegrünung Fahrradboxen

Die durch den Eingriff betroffenen Grünflächen und Gehölzstrukturen weisen potenzielle 

Ruhe- und Fortpflanzungsstätten für besonders bzw. streng geschützte Tierarten auf. 

Daher ist zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG 

grundsätzlich die vorgegebene gesetzliche Frist (Oktober bis Februar) für 

Rodungsarbeiten einzuhalten. Ausnahmen hiervon sind in enger Abstimmung mit der 

zuständigen Unteren Naturschutzbehörde möglich. Hierzu wird ausdrücklich auf die 

gesetzlichen Vorgaben des § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG verwiesen. Die 

Artenschutzbestimmungen gemäß der §§ 37, 39 und 44 BNatSchG sind jedoch jederzeit 
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zwingend zu beachten. Heimische Tierarten (in Gehölz Vögel bzw. Fledermäuse) dürfen 

nicht beeinträchtigt werden, noch dürfen deren Nistplätze / Zufluchtsstätten zerstört 

werden. Hierfür sind vor einem Gehölzeingriff die betroffenen Gehölze jederzeit (auch 

außerhalb der Vegetationsperiode und somit in der grundsätzlich zulässigen Zeit für 

Gehölzrückschnitte) durch eine fachkundige Person auf das Vorkommen von 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z.B. Baumhöhlen, Vogelnester, Strukturen wie 

Spalten, Risse, abstehende Rinde) bzw. besonders geschützter Tierarten zu überprüfen, 

um die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausschließen zu können. Bei entsprechenden 

Feststellungen ist das weitere Vorgehen mit der unteren Naturschutzbehörde des Rhein-

Neckar-Kreises abzustimmen.  

▪ Fledermausschutz & Brutvogelschutz bei Rodungsarbeiten

▪ Fledermausschutz & Brutvogelschutz: Gebäudekontrolle

▪ Insektenfreundliche Außenbeleuchtung

▪ Hinweise zum Vogelschutz (Vogelschlag)

▪ Ökologische Baubegleitung (ÖBB) mit Beginn der Ausführungsplanung

Es wird empfohlen, künstliche Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse auszubringen. 

H. DARLEGUNG ZUM STÄDTEBAULICHEN KONZEPT

1. Allgemeine städtebauliche Zielvorgaben

Der hier aufzustellende Bebauungsplan soll eine geordnete und nachhaltige

städtebauliche Entwicklung gewährleisten. Er soll dazu beitragen, eine menschen-

würdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu

entwickeln. Das Planungsgebiet soll dabei einer Entwicklung zugeführt werden, die den

künftigen Nutzerinnen und Nutzern und deren Nutzungsbedürfnissen gerecht wird

(vgl. § 1 Abs. 5 BauGB).

Konflikte mit benachbarten Gebieten, eine Beeinträchtigung von Landschaftspotentialen

und negative Auswirkungen auf die gesamtörtliche und städtebauliche Entwicklung

sollen verhindert bzw. minimiert werden. Bei der Durchführung des Bebauungsplanes

sind daher insbesondere folgende städtebauliche Planungsziele zu berücksichtigen:

▪ die Wahrung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und

Arbeitsverhältnisse (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB),

▪ die Schaffung und der Erhalt sozial stabiler Bewohnerstrukturen und die

Anforderungen an kostensparendes Bauen (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB),

▪ Schaffung von Wohnraum innerhalb des Siedlungsbestandes, Ausschöpfung des

Innenentwicklungspotenzials der Stadt, (vgl. § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB),

▪ eine klimaangepasste und möglichst ökologische Planung im Zusammenspiel mit der

Nutzung erneuerbarer Energien und deren sparsamen Umgang (§ 1 Abs. 6 Nr. 7f

BauGB),

▪ Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sollen durch gezielte Maßnahmen

vermieden bzw. bei unvermeidbaren Eingriffen auf das notwendige Minimum

reduziert werden (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) sowie

▪ eine baurechtliche Sicherung der gemeindlichen Vorstellungen zur zukünftigen

Entwicklung des Gebiets (vgl. § 1 Abs 6 Nr. 11 BauGB).
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2. Erläuterung der Planung

Die Stadt Hemsbach und der Grundstückseigentümer Familienheim Rhein-Neckar

beabsichtigen die Errichtung eines Mehrfamilienhauses auf das Grundstück mit der Nr.

2877/3. Hierfür wurde eine architektonische Konzeption erstellt, welche die beabsichtigte

innerörtliche Entwicklung darstellt (siehe Abbildungen auf der nachfolgenden Seite).

Mit der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes „An der Stettiner Straße“ möchte

die Stadt Hemsbach, mit Hinblick einer sozialgerechten Bodennutzung unter

Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Möglichkeit schaffen,

Wohnbauflächen zu entwickeln.

Die Planung sieht die Errichtung von ca. 114 Wohnungen vor, für einen großen Teil

dieser Wohnungen soll eine Vermietung mit Wohnberechtigungsschein ermöglicht

werden. Für das geplante Wohngebäude sind 4 Vollgeschosse und ein Staffelgeschoss

vorgesehen. Durch die Errichtung eines Flachdachdaches wird angestrebt, die Belegung

und Stromerzeugung mit Solaranlagen zu begünstigen. Durch die U-Form des

Wohngebäudes entsteht ein nach Westen gerichteter Dreiseithof, der für die künftigen

Bewohnerinnen und Bewohner hochwertige Aufenthaltsqualität im Freien bietet.

Die Festsetzung bzgl. Art und Maß der baulichen Nutzung orientieren sich im

Wesentlichen an der Umgebungsnutzung und -bebauung (vgl. Kap. D Ziff. 4) mit dem

Ziel, innerörtlich nachzuverdichten und dem Grundsatz „Innenentwicklung vor

Außenentwicklung“ im vollem Umfang Rechnung zu tragen.

Zur Unterbringung erforderlicher Stellplätze ist die Errichtung einer Tiefgarage

vorgesehen. Zudem sind östlich und nordöstlich im Plangebiet Flächen besonderer

Zweckbestimmung für die Schaffung von oberirdischen Stellplätzen sowie

Fahrradabstellanlagen beabsichtigt.

Die überörtliche Anbindung erfolgt über die Kreisstraße K4229 sowie über die nördliche

Reichenberger Straße. Die interne verkehrliche Erschließung wird durch die östliche

Carl-Benz-Straße sowie über die teilweise innerhalb des Plangebiets befindliche

Stettiner Straße gewährleistet. Südlich des Plangebiets befindet sich eine

Fußgängerbrücke, die die Stettiner Straße und das Plangebiet mit dem östlichen Teil

von Hemsbach verbindet. Etwa 400 m nördlich vom Plangebiet befindet sich zudem der

Bahnhof Hemsbach mit Anschluss an Regional- und S-Bahnen.

Die oben beschriebene Planung, ca. 114 Wohnungen zu realisieren, entspricht zum

Großteil eher einem Reinen Wohngebiet nach § 3 BauNVO statt einem Allgemeinen

Wohngebiet nach § 4 BauNVO. Die Stadt Hemsbach hat sich jedoch langfristig zum Ziel

gesetzt, flexible Spielräume und Entwicklungsmöglichkeiten für ein Nutzungsmix im

Plangebiet zu ermöglichen. Die Festsetzung eines Reinen Wohngebiets würde die

angestrebte Durchmischung und städtebauliche Anpassungsfähigkeit dauerhaft

einschränken. Um der Zielsetzung der Stadt gerecht werden zu können, wird somit von

der Möglichkeit Gebrauch gemacht, ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO

festzusetzen.
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Lageplan des geplanten Mehrfamilienhauses; 

Quelle: Familien Rhein-Neckar e.G., Stand 07/2024 

Ostansicht des geplanten Mehrfamilienhauses; 

Quelle: Familien Rhein-Neckar e.G., Stand 07/2024 

Neubau 
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I. BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN

Nachfolgend wird im Einzelnen auf die Inhalte und Erforderlichkeit der im Bebauungs-

plan getroffenen Festsetzungen eingegangen.

1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 bis 2d BauGB)

Der vorliegende Bebauungsplanentwurf enthält gemeinsam mit sonstigen bau-

rechtlichen Vorschriften Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen Nutzung,

die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen. Er erfüllt

gemäß § 30 Abs. 1 BauGB die Anforderungen an einen sogenannten „qualifizierten

Bebauungsplan“. Vorhaben im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind zulässig,

wenn sie den darin getroffenen Festsetzungen nicht widersprechen und die

Erschließung gesichert ist.

1.1. Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der geschilderten städtebaulichen Zielsetzung zur Schaffung von 

Wohnbauflächen wird gem. § 4 BauNVO ein Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. 

Die allgemein zulässigen Nutzungen im Bebauungsplan entsprechen dem 

Nutzungskatalog der Baunutzungsverordnung (vgl. § 4 Abs. 2 BauNVO). Für die 

ausnahmsweise zulässigen Nutzungen wird bestimmt, dass: 

▪ Gartenbaubetriebe unzulässig sind. Der Ausschluss von Gartenbaubetrieben ist in

den städtebaulichen Zielstellungen begründet. Gartenbaubetriebe wären mit dieser

Zielsetzung nicht in Einklang zu bringen, da sie typischerweise über einen großen

Flächenanteil verfügen, der unbebaut ist bzw. lediglich mit niedrigen

Gewächshäusern bestanden ist.

▪ Tankstellen unzulässig sind. Tankstellen werden ausgeschlossen, weil sie ebenso

wie Gartenbaubetriebe, der Eigenart des Gebiets widersprechen und für diese

Nutzungsart an anderer Stelle im Gemeindegebiet städtebaulich besser geeignete

Ansiedlungsmöglichkeiten bestehen. Hinzu kommt, dass Tankstellen in die

angestrebte städtebauliche Siedlungsstruktur gestalterisch nicht integrierbar sind.

Zudem soll mit dem Ausschluss von Tankstellen eine Beeinträchtigung des

Wohngebietes von innen heraus vermieden werden. Neben erheblichen

Lärmemissionen insbesondere durch den Ziel- und Quellverkehr aber auch durch

Reparatur- oder Autowascheinrichtungen, kommt es auch zu olfaktorischen

Auswirkungen (Benzolgeruch, Abgase). Tankstellen werden daher insbesondere

zum Schutz der Wohnnutzungen im Allgemeinen Wohngebiet nicht zugelassen und

als unverträglich mit der geplanten Baustruktur und Nutzung angesehen.

2. Maß der baulichen Nutzung

Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine dem Stand-

ort angepasste bauliche Entwicklung schaffen.

Das Maß der baulichen Nutzung wird daher durch die Festsetzung von Grundflächen-

zahl (GRZ) sowie einer Festlegung der Zahl der Vollgeschosse und der Höhe baulicher

Anlagen geregelt.

2.1. Grundflächenzahl 

Für das Plangebiet wird die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) mit 0,45 

festgesetzt. Die Festsetzung weicht vom Orientierungswert für Allgemeine Wohngebiete 
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der Baunutzungsverordnung ab (vgl. § 17 BauNVO). Durch die Abweichung werden die 

planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für eine Anpassung des hier geplanten 

Gebäudes an die bestehende, vorherrschende Grundfläche und Kubatur der 

Wohnbebauung im Westen und Norden vom Plangebiet geschaffen. Durch die 

Bezeichnung der Orientierungswerte in der Baunutzungsverordnung wird vonseiten des 

Gesetzgebers eine Überschreitung ermöglicht, die der im Rahmen der vorliegenden 

Planung angestrebten Nachverdichtung einen angemessenen Spielraum einräumt. In 

diesem Zusammenhang schöpft die Stadt Hemsbach ihre Innenentwicklungspotenziale 

aus und schafft somit die Grundlage für eine flächensparende Umsetzung von 

Wohnraum innerhalb des Siedlungsgebietes.  

Darüber hinaus wird bestimmt, dass auch künftig zur Unterbringung der erforderlichen 

Stellplätze auf den Baugrundstücken sowie zur Errichtung von Nebenanlagen im Sinne 

des § 14 BauNVO der definierte Orientierungswert der Grundflächenzahl für die unter § 

19 Abs.  4 S. 1 BauNVO aufgeführten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,85 

überschritten werden darf. Mit der hier beabsichtigten Planung wird seitens der Stadt 

Hemsbach dem Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ Rechnung 

getragen. Im Zuge einer höheren baulichen Dichte, die hier angestrebt wird, erhöht sich 

auch der Bedarf an Stellplätzen, die zu einem Großteil mittels einer Tiefgarage zur 

Verfügung gestellt werden. Für deren Unterbringung sowie auch für die Realisierung 

weiterer Nebenanlagen (z. B. Zuwegungen, Zufahrten, Technikanlagen, Müllplätze etc.), 

ist eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl erforderlich.  

2.2. Zahl der Vollgeschosse und Höhe baulicher Anlagen 

Die getroffenen Festsetzungen zur Zahl der gestatteten Vollgeschosse sowie zur Höhe 

baulicher Anlagen entsprechen der Forderung des § 16 Abs. 3 BauNVO, wonach die 

Höhe baulicher Anlagen festzusetzen ist, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche 

Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild beeinträchtigt werden könnten. 

Zwar übersteigt die geplante Gebäudehöhe (ca. 16 m) die Höhe des ehemaligen 

Schulgebäudes, sie orientiert sich jedoch an die Bestandshöhe der nördlich 

angrenzenden Wohnbebauung. Durch das Zurückspringen des Staffelgeschosses von 

allen Außenkanten (ausschließlich der Außenkanten im Innenhofbereich) wird das 

Wohngebäude in seiner gesamten Kubatur aufgelockert und somit eine 

Höhenverträglichkeit mit der angrenzenden Wohnbebauung geschaffen. 

Im vorliegenden Fall wird auf die Festsetzung einer Geschossflächenzahl (GFZ) 

verzichtet. Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, dass durch die Festsetzung der GRZ 

(0,45) und der Zahl der Vollgeschosse (IV) sich faktisch - vorliegend jedoch ohne 

planungsrechtliche Bindungswirkung – eine Geschossflächenzahl von 1,8 erreichen 

lässt. Dadurch wäre der Orientierungswert der Baunutzungsverordnung für Allgemeine 

Wohngebiete (1,2) überschritten. Diese Überschreitung folgt aus der Zielsetzung der 

Stadt Hemsbach, im Plangebiet eine Nachverdichtung vorzunehmen, die dem 

Grundsatz der „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ gerecht wird.   

Als Bestimmungsfaktoren für die Höhe der künftigen Gebäude wird die max. zulässige 

Gebäudehöhe (GHmax.) festgesetzt, um der topografischen Situation und der 

vorhandenen Bebauung in den umliegenden Straßen Rechnung zu tragen und eine 

Anpassung der Neubebauung sowohl hinsichtlich ihrer Höhe als auch hinsichtlich ihrer 

Geschossigkeit zu erreichen. 

Der Begriff „Gebäudehöhe" wird in den Textfestsetzungen zur eindeutigen Bestimmtheit 

der getroffenen Vorschriften definiert.  
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3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

Die Festsetzung zur Bauweise dient dem Erhalt und der Sicherung der umgebenden

städtebaulichen Struktur. Diese ist geprägt von Wohngebäuden, die zwar in offener

Bauweise errichtet sind, ihre Gebäudelänge jedoch 50 m überschreitet. Dies ist

insbesondere nördlich und westlich vom Plangebiet der Fall.

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden entsprechend dem städtebaulichen

Konzept ausschließlich durch Baugrenzen zeichnerisch festgesetzt und dienen so

insbesondere der städtebaulichen und architektonischen Umsetzung der U-förmigen

Wohnanlage. Gleichzeitig verzichtet die Baugrenze jedoch zu Gunsten einer aus

städtebaulichen Sicht allgemein begründbaren, klaren Struktur darauf, den kleinteiligen

Gebäudestrukturen im Detail zu folgen. Die Festsetzung zu den Nebenanlagen nach

§ 14 BauNVO sowie zu weiteren baulichen Anlagen zielen im Wesentlichen darauf ab,

ein ungehindertes „Zubauen“ der Grundstücke zu unterbinden.

4. Umgrenzung von Flächen für Tiefgaragen einschließlich

ihrer Ein- und Ausfahrten sowie die Umgrenzung von Flächen für Stellplätze

Die Umgrenzung von Flächen von Flächen für die Tiefgarage einschließlich ihrer Ein- 

und Ausfahrten dient der Erschließung der Tiefgarage. Die Umgrenzung von Flächen für

Stellplätze stellt sicher, dass ein geordneter Nachweis des ruhenden Verkehrs erfolgt.

Für darüberhinausgehende Stellplatzanlagen außerhalb der überbaubaren

Grundstücksfläche findet die Rechtsgrundlage § 23 Abs. 5 BauNVO Anwendung.

5. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung mit der

Zweckbestimmung: „Private Parkfläche“ und „Fahrradboxen“

Die innerhalb des hier in Rede stehenden Bebauungsplanes festgesetzte öffentliche

Verkehrsfläche ist Bestand. Weitere öffentliche Verkehrsflächen sind nicht vorgesehen.

Die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung dienen der Versorgung der

Anwohnerinnen und Anwohner sowie Besucherinnen und Besucher mit Stellplätzen und

Fahrradabstellanlagen. Die Maßnahme dient der Sicherstellung einer ausreichenden

verkehrlichen Infrastruktur.

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft sowie Festsetzungen für das Anpflanzen und den Erhalt von

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

6.1. Maßnahme M1 - Erhalt von Bäumen 

Die Festsetzung gewährleistet den Erhalt der in der Planzeichnung gekennzeichneten 

Einzelbäume. Diese stehen im Bereich der zukünftigen Stellplätze. Stellplätze stellen im 

Verkehrsraum gemeinsam mit Fuß-, Rad- und Straßenflächen zusammenhängende 

Flächen dar, deren klimatische Effekte sich enorm kumulieren und somit negative 

Auswirkungen haben können. Aus diesem Grund und da es innerhalb des Plangebietes 

bereits zu Gehölzverlusten kommt, werden entsprechende Pflanzfestsetzungen 

vorgenommen. Vorhandene Bäume werten nicht nur das Ort- und Landschaftsbild auf, 

sondern sind auch aufgrund ihrer Funktion als Lebensraum erhaltenswert. Sie dienen 

der Luftreinigung und haben zudem eine positive Bedeutung für das Kleinklima. 
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6.2. Maßnahme M2 - Begrünung der Tiefgarage 

Die Festsetzung gewährleistet ein Minimum an Durchgrünung des Plangebiets und 

leistet damit einen Beitrag zur Kompensation der Grünfläche- und Gehölzverluste.  

Die Begrünung der nicht überbauten Tiefgaragen dient u.a. dazu, bioklimatisch 

ungünstige Effekte zu kompensieren. Durch die mindestens 20 cm (zzgl. Filter- und 

Drainageschicht) mächtige Vegetationsschicht wird eine Aufheizung der Gebäudehülle 

durch Sonneneinstrahlung minimiert. Die Vegetationsschicht wirkt temperatur-

ausgleichend, feuchteregulierend und begünstigt das Kleinklima. 

Zudem wertet der begrünte Innenhof mit verschiedenen Grünstrukturen das Plangebiet 

auf. 

6.3. Maßnahme M3 – Dachbegrünung 

Begrünte Dächer führen nachweislich zu einem verbesserten Kleinklima, fördern 

Biodiversität und Regenwasserrückhaltung, das Innenraumklima, die Dämmwirkung der 

Dachhaut und deren Lebensdauer. Diese Effekte korrelieren mit dem ganzheitlichen 

Konzept einer nachhaltigen und klimaangepassten Baulandentwicklung und werden 

daher festgesetzt. 

6.4. Maßnahme M4 – Begrünung der nicht überbaubaren Grundstücksfläche 

Um einen möglichst hohen Gesamtanteil an Grünflächen im Plangebiet zu erreichen, 

sind auch die nicht überbauten und nicht versiegelten Grundstücksflächen zu begrünen. 

Dies wirkt sich nicht nur positiv auf ökologische Vielfalt, Kleinklima und Ortsbild aus, 

sondern schafft auch natürlichen Retentionsraum und erhöht dabei das Wohlbefinden 

der dort lebenden und arbeitenden Menschen vor Ort. 

6.5. Maßnahme M5 – Dachbegrünung der Fahrradboxen 

Die Begrünung der Dächer der Fahrradboxen hat einen positiven Effekt auf das 

Mikroklima und dient der ökologischen Aufwertung versiegelter Flächen. Durch die 

extensive Dachbegrünung reduziert sich die Flächenversiegelung, Regenwasser wird 

zurückgehalten und die Verdunstungsleistung wird erhöht. 

6.6. Maßnahme M6 – Anlage von Verdunstungsbeeten 

Die Festsetzung der Anlage von Verdunstungsbeeten innerhalb des Hauptgrundstückes, 

dient der Verbesserung der Wasserhaushaltsbilanz. Verdunstungsbeete tragen zur 

Wasserretention bei, indem sie Regenwasser effizient speichern und über Verdunstung 

wieder an die Atmosphäre abgeben. Dies vermindert die Belastung der 

Abwassersysteme und die Gefahr von Oberflächenabfluss bei Starkregenereignissen. 

Zudem unterstützen Verdunstungsbeete die Biodiversität in urbanen Räumen und leistet 

einen Beitrag zur Artenvielfalt in Städten.  

Die Verdunstungsbeete sind für den Anschluss folgender Flächen vorgesehen: 

Dachterrassen, Balkone, Vordächer, die Parkplätze und Zuwegungen des 

Hauptgrundstückes. Die Sicherstellung des Anschlusses kann bspw. über Auflagen in 

der Baugenehmigung oder durch vertragliche Festlegungen erfolgen.  

6.7. Maßnahme M7 – Anlage von flachen Gräben mit Bewuchs 

Durch die Festsetzung der Anlage von flachen Gräben mit Bewuchs auf den 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, wird das Wasser langsamer in die 
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Gräben abgeleitet, wo es versickern oder verdunsten kann. Diese natürliche 

Wasserrückhaltung und -abgabe reduziert den Oberflächenabfluss und entlastet somit 

bei Starkregenereignissen. Der Bewuchs in den Gräben trägt zu einer erhöhten 

Verdunstungsrate bei.  

Die Anlage von flachen Gräben mit Bewuchs ist für den Anschluss folgender Flächen 

vorgesehen: Parkplätze, Fahrgassen und Zuwegungen des Nebengrundstückes 

(Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung), sowie die Fahrradboxen. Die 

Sicherstellung des Anschlusses kann bspw. über Auflagen in der Baugenehmigung oder 

durch vertragliche Festlegungen erfolgen. 

6.8. Maßnahme M8 – Wasserdurchlässiger Bodenbelag 

Die Festsetzung von wasserdurchlässigen Bodenbelägen in den Bereichen der Wege 

des Tiefgaragendaches und den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, 

ermöglichen die natürliche Versickerung von Regenwasser. Durch die Versickerung wird 

der Abfluss von Regenwasser verringert. Somit wird die Gefahr von 

Überschwemmungen und die Belastung der Kanalisation reduziert. 

7. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundesimmissionsschutzgesetzes sowie die zur Vermeidung oder Minderung

solcher Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen

Vorkehrungen

Die hier vorgenommenen Maßnahmen dienen der Bewältigung der ermittelten

Lärmquellen (vgl. Kap. F Ziff. 4).

J. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

Ziel der getroffenen örtlichen Vorschriften ist es, in positiver Weise auf die äußere

Gestaltung der baulichen Anlagen Einfluss zu nehmen, ohne dabei den Bauherrn in

seiner Bau- und Gestaltungsfreiheit allzu stark einzuschränken. Vorschriften werden

daher nur in denjenigen Bereichen getroffen, die von elementarem Einfluss auf das

Gesamterscheinungsbild des Baugebietes sind.

Bei der Festsetzung zur Dachgestaltung wird davon ausgegangen, dass Dächer das

Gesamterscheinungsbild eines Baugebietes in hohem Maße prägen. Mit der

Festsetzung von Flachdächern bzw. flachgeneigten Dächern bis max. 12° Dachneigung

wird angestrebt, die bereits sehr heterogene Dachlandschaft der Umgebung zu

ergänzen und ein modernes Erscheinungsbild zu erzeugen, welches in Teilen auch die

Dachform der Umgebung aufgreift, z. B. die des Seniorenzentrums westlich vom

Plangebiet oder die des südlich angrenzenden Gebäudes des katholischen Kinder-

gartens.

K. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER

Empfehlungen und Hinweise, die aufgrund der mangelnden Ermächtigungsgrundlage

nicht als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen wurden, jedoch zum

Verständnis der getroffenen Festsetzungen beitragen oder über den „eigentlichen“

Bebauungsplan hinausgehende wichtige Informationen liefern, wurden als

unverbindliche Hinweise im Nachgang zu den Textfestsetzungen abgedruckt.
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L. WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

Gemäß den Vorschriften des Baugesetzbuches (§ 2a Abs. 1 BauGB) sind, entsprechend

dem Stand des Verfahrens, die wesentlichen Auswirkungen der Planung darzulegen.

Insbesondere nachfolgend beschriebene mögliche Auswirkungen wurden bislang

ermittelt und sind wie folgt in den Bebauungsplan eingestellt worden.

1. Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die

Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB)

Zur Wahrung der Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die

Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung wurden insbesondere nachfolgend

dargelegte Aspekte betrachtet.

1.1. Nutzung 

Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass insbesondere die zukünftige 

Wohn- und Arbeitsbevölkerung im Plangebiet bei der Wahrung ihrer Grundbedürfnisse 

gesunde Bedingungen vorfindet. Hierbei ist besonders von Bedeutung, dass Baugebiete 

und Nutzungen einander so zugeordnet sind, dass gegenseitige Beeinträchtigungen 

vermieden oder durch geeignete Maßnahmen verringert werden.  

Vor diesem Hintergrund wurden im Plangebiet folgende Nutzungen ausgeschlossen: 

▪ Gartenbaubetriebe,

▪ Tankstellen.

Mit Blick auf die planungsrechtliche Steuerung der Art der baulichen Nutzung im Plan-

gebiet wird dem Grundsatz der Wahrung der Anforderungen an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse sowie der Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung im 

entsprechenden Maß nachgekommen. 

1.2. Lärm 

Unter dem Gesichtspunkt der „Lärmvorsorge“ wurde zur Beurteilung der Belange des 

Schallschutzes hinsichtlich der Verkehrslärmeinwirkungen (Verkehr/Schiene) eine 

Ermittlung der Lärmeinwirkungen und der maßgeblichen Außenlärmpegel veranlasst. 

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes die maßgeblichen Lärmwerte im Bestand überschritten werden und zeigt 

auf, durch welche Maßnahmen ein ausreichender Schallschutz sichergestellt werden 

kann. Durch die Übernahme der im Gutachten empfohlenen Maßnahmen im vorlie-

genden Bebauungsplan kann eine mit dem einwirkenden Lärm verträgliche 

Wohnentwicklung ermöglicht werden. Insofern trägt die Stadt Hemsbach den 

allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse auf der Ebene 

der Bebauungsplanung im erforderlichen Maße Rechnung. 

2. Anforderungen an die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler

Bewohnerstrukturen (§ 1 As. 6 Nr. 2 BauGB)

Die Planung ermöglicht die Schaffung zusätzlichen Wohnraums für verschiedene

Bevölkerungsgruppen (z.B. Senioren, sozioökonomisch benachteiligte Menschen oder

Menschen mit Behinderung) innerhalb einer städtebaulich integrierten Lage. Durch die

Schaffung von Wohnbebauung im Innenbereich ergänzt die Planung insgesamt die

heterogene Bevölkerungsstruktur und fördert die soziale Stabilität der Stadt.
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3. Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB)

Die Höhenentwicklung des Wohngebäudes ist mit max. 16 m geplant. Zwar übersteigt

diese Höhe die Höhe des ehemaligen Schulgebäudes, sie orientiert sich jedoch an die

Bestandshöhe der nördlich angrenzenden Wohnbebauung. Durch das Zurückspringen

des Staffelgeschosses von allen Außenkanten (ausschließlich der Außenkanten im

Innenhofbereich) wird das Wohngebäude in seiner gesamten Kubatur aufgelockert und

somit eine Höhenverträglichkeit mit der angrenzenden Wohnbebauung geschaffen.

Zudem verlaufen östlich vom Plangebiet die Kreisstraße und die Bahntrassen. Das

Wohngebäude wird mit einem Abstand von ca. 35 m zur Kreisstraße und ca. 50 m zu

den Bahntrassen errichtet. Unmittelbar vor der Ostfassade befinden sich neben der

Stettiner Straße auch Parkplatzflächen und Gehölzstrukturen. Die angestrebte Kubatur

und Höhenentwicklung sind vor dem Hintergrund der architektonischen Planung und der

städtebaulichen Gegebenheiten als verträglich mit der Umgebungsbebauung

einzustufen. Wesentliche Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes sind

daher nicht zu erwarten.

4. Belange des Umweltschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)

Die Belange des Umweltschutzes wurden im Rahmen der landespflegerischen

Bewertung (siehe Kapitel G.3) berücksichtigt. Hier sind unter Berücksichtigung der

formulierten landespflegerischen / grünordnerischen sowie artenschutzrechtlichen

Maßnahmen keine wesentlichen Auswirkungen zu erwarten.

M. PLANVERWIRKLICHUNG

1. Grundbesitz und bodenordnende Maßnahmen

Eine gesetzliche Bodenordnung im Sinne des §§ 45 ff. BauGB ist nicht erforderlich.

2. Kosten der Bebauungsplanung

Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe der Gemeinde, über die Aufstellung und

Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens entscheidet daher die Gemeinde im

Rahmen ihrer Planungshoheit. Die Gemeinde hat die anfallenden Kosten für die

Aufstellung des Bebauungsplanes zu tragen.
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